
Tenor 

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen. 

2. Die United States Polo Association trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 311 vom 22.10.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 6. 
September 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Augstākās tiesas Senāts — Lettland) — Cido Grupa SIA/ 

Valsts ieņēmumu dienests 

(Rechtssache C-471/11) ( 1 ) 

(Beitritt neuer Mitgliedstaaten — Übergangsmaßnahmen — 
Landwirtschaftliche Erzeugnisse — Zucker — Verordnung 
(EG) Nr. 60/2004 — Satz und Bemessungsgrundlage der 

Abgabe auf Überschussmengen) 

(2012/C 331/16) 

Verfahrenssprache: Lettisch 

Vorlegendes Gericht 

Augstākās tiesas Senāts 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Cido Grupa SIA 

Beklagte: Valsts ieņēmumu dienests 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Augstākās tiesas Senāts — Aus­
legung von Art. 4 Nr. 1 und Art. 6 Abs. 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 60/2004 der Kommission vom 14. Januar 2004 mit Über­
gangsmaßnahmen für den Zuckersektor infolge des Beitritts der 
Tschechischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, 
Ungarns, Maltas, Polens, Sloweniens und der Slowakei zur Eu­
ropäischen Union (ABl. L 9, S. 8) — Berechnung der Abgabe 
auf Zucker-Überschussbestände der Marktteilnehmer — Begriffe 
„betreffende Menge“ und „betreffendes Erzeugnis“ im Fall von 
Zuckersirup 

Tenor 

1. Art. 6 Abs. 3 Unterabs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 60/2004 
der Kommission vom 14. Januar 2004 mit Übergangsmaßnah­
men für den Zuckersektor infolge des Beitritts der Tschechischen 
Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Mal­
tas, Polens, Sloweniens und der Slowakei in der durch die Ver­
ordnung (EG) Nr. 1667/2005 der Kommission vom 13. Oktober 
2005 geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass die für eine 
Überschussmenge Zuckersirup (KN-Code 2106 90 59) geschul­
dete Abgabe die tatsächlich in diesem Erzeugnis enthaltene Menge 

Weißzucker (KN-Code 1701 99 10) als Bemessungsgrundlage 
und den für die Einfuhrabgaben auf Weißzucker geltenden Satz, 
erhöht um 1,21 Euro/100 kg, als Satz hat. 

( 1 ) ABl. C 331 vom 12.11.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 6. 
September 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Administratīvā rajona tiesa — Lettland) — Laimonis 

Treimanis/Valsts ieņēmumu dienests 

(Rechtssache C-487/11) ( 1 ) 

(Verordnung (EWG) Nr. 918/83 — Art. 1 Abs. 2 Buchst. c, 
Art. 2 und Art. 7 Abs. 1 — Befreiung des Übersiedlungsguts 
von den Eingangsabgaben — Begriff „Waren, die für den 
Haushalt bestimmt sind“ — In das Gebiet der Union 
eingeführter Personenkraftwagen — Fahrzeug, das von einem 
Familienangehörigen des Eigentümers, der die Einfuhr 

durchgeführt hat, genutzt wird) 

(2012/C 331/17) 

Verfahrenssprache: Lettisch 

Vorlegendes Gericht 

Administratīvā rajona tiesa 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Laimonis Treimanis 

Beklagter: Valsts ieņēmumu dienests 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Administratīvā rajona tiesa 
Rīgas tiesu nams — Auslegung von Art. 7 Abs. 1 der Verord­
nung (EWG) Nr. 918/83 des Rates vom 28. März 1983 über 
das gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen (ABl. L 105, 
S. 1) — Befreiung von den Eingangsabgaben für Übersiedlungs­
gut — Haushaltsbegriff — Personenkraftwagen, der in einem 
Drittstaat für den Bedarf eines Haushalts genutzt worden ist 
— Einfuhr dieses Fahrzeugs durch den sich überwiegend in 
einem Drittstaat aufhaltenden Eigentümer in einen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union zu dem Zweck, es einem Mitglied 
seiner Familie, das seinen Wohnsitz in diesen Mitgliedstaat ver­
legt hat und mit dem zusammen der Eigentümer des Fahrzeugs 
vor dessen Einfuhr einen Haushalt gebildet hatte, zum unent­
geltlichen Gebrauch zu überlassen 

Tenor 

Die Art. 2 und 7 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 918/83 des 
Rates vom 28. März 1983 über das gemeinschaftliche System der 
Zollbefreiungen sind dahin auszulegen, dass ein privater Personenkraft­
wagen, der aus einem Drittstaat in das Zollgebiet der Europäischen 
Union eingeführt wird, unter Befreiung von den Eingangsabgaben 
eingeführt werden kann, sofern der Einführer seinen gewöhnlichen 
Wohnsitz tatsächlich in das Zollgebiet der Europäischen Union verlegt 
hat, was das nationale Gericht zu prüfen hat. Der Personenkraftwagen, 
der von einem Familienangehörigen dieses Einführers, d. h. einer Per­
son, die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebt oder deren Unterhalt
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überwiegend von ihm bestritten wird, was das nationale Gericht zu 
prüfen hat, unentgeltlich genutzt wird, wird als für den Haushalt des 
Einführers bestimmt angesehen, und diese Nutzung führt nicht zum 
Verlust der Vergünstigung der Befreiung. 

( 1 ) ABl. C 347 vom 26.11.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 6. 
September 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Tribunal Central Administrativo Sul — Portugal) — 

Portugal Telecom SGPS, SA/Fazenda Pública 

(Rechtssache C-496/11) ( 1 ) 

(Mehrwertsteuer — Sechste Richtlinie — Art. 17 Abs. 2 und 
Art. 19 — Vorsteuerabzug — Steuer, die für Dienstleistungen 
geschuldet oder gezahlt wird, die von einer Holdinggesellschaft 
bezogen werden — Dienstleistungen, die direkt, unmittelbar 
und eindeutig mit besteuerten Ausgangsumsätzen 

zusammenhängen) 

(2012/C 331/18) 

Verfahrenssprache: Portugiesisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal Central Administrativo Sul 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Portugal Telecom SGPS, SA 

Beklagte: Fazenda Pública 

Beteiligte: Ministério Público 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Tribunal Central Administrativo 
Sul — Auslegung des Art. 17 Abs. 2 der Sechsten Richtlinie 
77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteu­
ern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuer­
pflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1) — Abzüge — 
Für von einer Holdinggesellschaft erworbene Dienstleistungen 
geschuldete oder gezahlte Steuer — Dienstleistungen, die direkt, 
unmittelbar und eindeutig mit besteuerten Ausgangsumsätzen 
zusammenhängen 

Tenor 

Art. 17 Abs. 2 und 5 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des 
Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehr­
wertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage ist 
dahin auszulegen, dass eine Holdinggesellschaft wie die im Ausgangs­
verfahren in Rede stehende, die in Ergänzung ihrer Haupttätigkeit der 
Verwaltung von Anteilen an Gesellschaften, deren Gesellschaftskapital 
sie ganz oder teilweise hält, Gegenstände und Dienstleistungen bezieht, 
die sie anschließend den genannten Gesellschaften in Rechnung stellt, 
zum Abzug der auf der Eingangsstufe entrichteten Mehrwertsteuer 

berechtigt ist, sofern die auf der Eingangsstufe bezogenen Dienstleis­
tungen einen direkten und unmittelbaren Zusammenhang mit den 
zum Vorsteuerabzug berechtigenden wirtschaftlichen Tätigkeiten auf 
der Ausgangsstufe aufweisen. Wenn die betreffenden Gegenstände 
und Dienstleistungen von der Holdinggesellschaft sowohl für wirt­
schaftliche Tätigkeiten verwendet werden, für die ein Recht auf Vor­
steuerabzug besteht, als auch für wirtschaftliche Tätigkeiten, für die 
dieses Recht nicht besteht, ist der Vorsteuerabzug nur für den Teil der 
Mehrwertsteuer zulässig, der auf den Betrag der erstgenannten Um­
sätze entfällt, und die nationale Steuerbehörde ist berechtigt, eine der 
in Art. 17 Abs. 5 der Sechsten Richtlinie vorgesehenen Methoden zur 
Bestimmung des Rechts auf Vorsteuerabzug vorzusehen. Wenn die 
betreffenden Gegenstände und Dienstleistungen sowohl für wirtschaft­
liche Tätigkeiten als auch für nichtwirtschaftliche Tätigkeiten verwendet 
werden, ist Art. 17 Abs. 5 der Sechsten Richtlinie nicht anwendbar, 
und die Methoden für den Abzug und die Aufteilung werden von den 
Mitgliedstaaten festgelegt, die bei der Ausübung dieser Befugnis den 
Zweck und die Systematik der Sechsten Richtlinie berücksichtigen und 
insoweit eine Berechnungsmethode vorsehen müssen, die objektiv wider­
spiegelt, welcher Teil der Eingangsaufwendungen jeder dieser beiden 
Tätigkeiten tatsächlich zuzurechnen ist. 

( 1 ) ABl. C 362 vom 10.12.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 6. 
September 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Hoge 
Raad der Nederlanden — Niederlande) — Lowlands 

Design Holding BV/Minister van Financiën 

(Rechtssache C-524/11) ( 1 ) 

(Gemeinsamer Zolltarif — Kombinierte Nomenklatur — 
Tarifierung — Strampelsäcke für Säuglinge und Kleinkinder 

— Unterpositionen 6209 20 00 oder 6211 42 90) 

(2012/C 331/19) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführerin: Lowlands Design Holding BV 

Kassationsbeschwerdegegner: Minister van Financiën 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Hoge Raad der Nederlanden — 
Auslegung des Anhangs I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 
des Rates vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statis­
tische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (ABl. 
L 256, S. 1) und der Verordnung (EG) Nr. 651/2007 der Kom­
mission vom 8. Juni 2007 zur Einreihung bestimmter Waren in 
die Kombinierte Nomenklatur (ABl. L 153, S. 3) — Baby- und 
Kinderschlafsäcke
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